
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 29.02.2024 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 064/511 12 

Vorlage: 064/2024/0007-1 
 
 
U n t e r r i c h t u n g s v o r l a g e
 

 Sitzungstermin TOP Status  

Gemeinderat Weinolsheim 12.03.2024 3 Öff. zur Kenntnis 

 
    

 
3. Teilfortschreibung des ROP 2014 für die Sachgebiete Siedlungsentwicklung (Gewerbe), 
Energieversorgung (Photovoltaik), Freiraumstruktur, Landwirtschaft, Zentrale Orte und 
Rohstoffsicherung in der Fassung der 2. Teilfortschreibung vom 19.04.2022; Anhörung- und 
Beteiligungsverfahren;  
hier: Beteiligung der Gemeinde/Stadt im Anhörungsverfahren gem. § 9 Abs. 2. 
Raumordnungsgesetz (ROG) 
 
Unterrichtungsvorlage: 
 
Antworten zu den Rückfragen aus dem Ausschuss für Planung, Bauwesen und 
Verkehr der Verbandsgemeinde Rhein-Selz vom 27.02.2024. 
 
Ergänzungen zu A: 
 

1. Bevölkerungszahl 

Für die Auswertung der Wohnbauflächenbedarfsparameter /-werte wurde bei der 
Aufstellung der 3. Teilfortschreibung des ROP eine Einwohnerzahl der 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz mit Stand aus dem Jahr 2017 genommen und eine 
Prognose für 2030 aufgestellt. 
Die Verwaltung hat eine Prognose mit dem Stand aus 2023 ins Verhältnis zur 
Prognose des Planungsverbandes Rheinhessen-Nahe zu 2030 erstellt und ist 
nahezu zum selben Ergebnis gekommen. 
 
Allerdings ist bei der 3. Teilfortschreibung des ROP die besondere Funktion Wohnen 
nicht Bestandteil der Fortschreibung. Demzufolge wird der 
Wohnbauflächenbedarfsparameter nicht angewendet. Die Tabelle wurde anzeigt und 
die Gemeinden darzustellen, die eine Funktion Gewerbe haben. 
 
Anbei die Vergleichstabelle: 
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2. Vorrangfläche Gewerbegebiet 

Im Flächennutzungsplan 2030 haben folgende Gemeinde eine Gewerbefläche 
angemeldet:  
Dexheim, Friesenheim, Hahnheim und Selzen 
Gemäß Raumordnungsplan zählen die Stadt Nierstein, die Stadt Oppenheim und 
Guntersblum zu den Gemeinden mit besonderer Funktion Gewerbe. 

Alle anderen Gemeinden können gem. Raumordnungsplan Gewerbe zur 

Eigenentwicklung ausweisen. Wenn darüber hinaus Gewerbeflächen ausgewiesen 

werden möchten, sind folgende Voraussetzungen zu erfüllen. 

 

 

 

3. Teilfortschreibung ROP Gegenüberstellung Einwohnerzahlen ROP und Stand 2023 

    
Stichtag 
2017 

Stichtag 
2023 Differenz 

Prognose  
2030 

Interpolierte 
Zahlend 
der VG 
Prognose 
2030   

    

Anzahl 
der  
Einwohner 

Anzahl 
der  
Einwohner 

Anzahl 
der  
Einwohner 

Anzahl 
der  
Einwohner 

Anzahl der  
Einwohner 

Differenz 
Prognose 
ROP und 
Prognose 
VG 

                

010 Dalheim 1.001 1.033 32 1.038 1.070 32 
011 Dexheim 1.408 1.473 65 1.520 1.549 29 
012 Dienheim 2.216 2.254 38 2.300 2.298 -2 

013 Dolgesheim 1.023 958 -65 1.080 882 -198 

201 
Dorn-
Dürkheim 970 991 21 1.008 1.016 8 

015 Eimsheim 532 532 0 551 532 -19 
018 Friesenheim 734 730 -4 762 725 -37 
024 Guntersblum 3.866 4.042 176 4.010 4.247 237 
025 Hahnheim 1.553 1.662 109 1.611 1.789 178 
028 Hillesheim 657 694 37 681 737 56 

033 Köngernheim 1.327 1.310 -17 1.378 1.290 -88 
035 Ludwigshöhe  561 557 -4 581 552 -29 
037 Mommenheim 3.157 3.122 -35 3.273 3.081 -192 
043 Nierstein 8.424 8.694 270 8.739 9.009 270 
049 Oppenheim 7.493 7.615 122 7.770 7.757 -13 
053 Selzen 1.483 1.559 76 1.538 1.648 110 

059 Uelversheim 1.094 1.082 -12 1.133 1.068 -65 
060  Undenheim 2.958 3.043 85 3.067 3.596 529 
064 Weinolsheim 706 736 30 732 771 39 
066 Wintersheim 307 293 -14 319 277 -42 

    41.470 42.380 910 43.091 43.442 351 



Seite 3 

Ziel Z18 b: 

Neuausweisung von Gewerbegebieten ist nur den Gemeinden mit der Funktion 

Gewerbe und in den Vorranggebieten für Gewerbe zulässig. 

 

Begründung und Erläuterung: 

Die bislang erfolgten bauleitplanerischen Flächenausweisungen haben für die 

gewerbliche Entwicklung ein umfassendes Angebotspotenzial geschaffen. Deshalb 

soll eine Ausweisung weiterer Gewerbeflächen weitest möglich auf die 

Innenentwicklung der Siedlungsschwerpunkte gelenkt werden, indem vorrangig eine 

Nutzung von geeigneten Brachflächen und möglichst mit Anbindung an den 

öffentlichen Nahverkehr angestrebt wird. Damit kann das Potenzial gut erreichbarer 

Standorte ausgeschöpft werden. 

Vor der Inanspruchnahme neuer Freiflächen ist daher eine Bilanzierung aller 

vorhandenen gewerblichen Flächenreserven – vorzugweise über die Plattform RAUM 

+ Monitor – durchzuführen. Sofern hierüber ein Nachweis erbracht wird, dass keine 

ausreichenden Flächenpotenziale für die Gewerbeentwicklung vorhanden sind, 

können die Vorranggebiete Gewerbe in Anspruch genommen werden. Für 

kleinflächige Betriebe können 20% des Vorranggebietes, jedoch nicht mehr als 5 ha 

der 

Bruttofläche eines Vorranggebietes von Gemeinden mit der besonderen Funktion 

Gewerbe in Anspruch genommen werden. Gemeinden ohne Funktionszuweisung 

können in den Vorranggebieten Gewerbeflächen im Rahmen ihres Eigenbedarfs (für 

ortsansässige Betriebe) entwickeln. Bei kleinflächigen Betrieben handelt es sich um 

Betriebe mit einer Bruttogewerbefläche < 2.000 qm. 

Gemeinden mit besonderer Funktion Gewerbe können im Rahmen ihrer kommunalen 

Planungshoheit auch außerhalb der Vorranggebiete Flächen entwickeln, wobei die 

Vorranggebiete bevorzugt zu nutzen sind. 

 

Alle anderen Gemeinden können gem. Raumordnungsplan Gewerbe zur 

Eigenentwicklung ausweisen. Wenn darüber hinaus Gewerbeflächen ausgewiesen 

werden möchte, sind folgende Voraussetzungen zu erfüllen. 

 

Z 18 c: 

Sofern durch eine Bestands- und Potentialanalyse der Gewerbeflächen nachgewiesen 

wird, dass weder in den Gemeinden mit der besonderen Funktion Gewerbe noch in 

den Vorranggebieten für Gewerbe geeignete Flächen verfügbar sind, ist eine 

Neuausweisung von Gewerbegebieten ausnahmsweise auch an anderer Stelle 

zulässig. Hierzu ist eine vertraglich Interkommunale Planung mit einer Gemeinde mit 

der besonderen Funktion Gewerbe abzustimmen, dass man sich mit der 

kooperierenden Gemeinde über den Kosten-Nutzen-Ausgleich der 

Gewerbesteuereinnahmen vertraglich geeinigt hat. 
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Begründung und Erläuterung: 

Stehen einer Gemeinde mit besonderer Funktion Gewerbe keine geeigneten 

Entwicklungsmöglichkeiten in einem Vorranggebiet oder an anderen Stellen innerhalb 

ihrer Gemarkung offen, besteht die Möglichkeit in Kooperation mit anderen 

Gemeinden eine Gewerbeflächenentwicklung zu betreiben. Hierfür ist eine vertraglich 

abgestimmte, interkommunale Planung erforderlich, in der sich die kooperierenden 

Gemeinden über den Kosten-Nutzen-Ausgleich vertraglich geeinigt haben und die 

Neuausweisung solcher Baugebiete mit den sonstigen rechtlichen Anforderungen 

vereinbar ist. 

Mithilfe eines kommunalen Gewerbeflächenkonzeptes ist eine nachvollziehbare 

Dokumentation des Bestandes und eine Potenzialanalyse möglich. Die Gemeinden 

müssen sich hierin zudem strategisch hinsichtlich ihrer Entwicklungsvorstellungen 

positionieren. Auch eine interkommunale Erstellung eines solchen Konzeptes ist 

möglich und wird ausdrücklich begrüßt. Bei einer kommunalen Kooperation kann der 

Kosten-Nutzenausgleich durch Verträge zwischen den beteiligten Gemeinden 

geregelt werden 

 

Die Entwicklung der Gewerbeflächen sollte entsprechend dem Bedarf und 

festgelegter Prioritäten erfolgen. Im Rahmen der konzeptionellen Überlegungen sollte 

auch geprüft werden, ob vorhandene Gewebeflächenreserven noch benötigt werden. 

Bei blockierter Entwicklung, ausreichenden oder besseren Alternativen sowie bei 

fehlender Nachfrage sollte eine Nutzungsänderung im Flächennutzungsplan bzw. 

eine Aufhebung des Baurechts vorgenommen werden. 

 

3. Vorrangfläche Photovoltaik 

 

Nach Vergleich mit dem Landschaftsplan des Flächennutzungsplanes 2030 der 

Verbandsgemeinde Rhein-Selz ist zur Stellungnahme der Verbandsgemeinde Rhein-

Selz noch zu ergänzen, dass die Fläche im Bereich der Fläche für Suchräume der 

Ausgleichsflächen insbesondere zur Entwicklungsflächen des Biotobverbundes 

vorbehalten sind. 

Außerdem liegen die Vorranggebietsflächen im Bereich eines 

Landschaftsschutzgebietes „Rheinhessisches Rheingebiet 07-LSG-73-2“ 

 

Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Starck)  (Livingston)  (Wagner)  (Groth) 
Sachbearbeiterin  Fachbereichsleiter  Beigeordnete  Bürgermeister 

 
 


